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gern  gekauft werden, wenn sie nur einwandfrei und 
pünktlich, geliefert werden. A udi Gegenware w ird sich 
finden.
D ennodi müssen einschränkende Bemerkungen ge­
m ad it w erden. Die Erfolge erscheinen nämlich in 
einem  w eniger günstigen Lidit, w enn sie mit dem 
A ufw and verglidien werden, der in sie hineingesteckt 
w urde. D ieser Aufwand w ar sehr hoch. Das ist an 
sich, nicht ungewöhnlich. Es ist nicht neu und wird 
vielm als in Kauf genommen, daß bei der Erzielung 
von Leistungen oft jahrelang auf Rentabilität verzich­
te t w erden  muß. Mit der Rentabilität lag es in  der 
DDR in den letzten Jahren jedoch, sehr im argen. Als 
„niederschmetternd" w urden in der „Frankfurter All­
gem einen Zeitung" Ende 1951 die Organisation und 
der Planungsablauf in der diemischen Industrie der

DDR bezeidmet. Das ist eine um so schwererwiegende 
Kritik an den Leistungen der chemischen Industrie der 
DDR, als ja  gerade in  der deutschen Chemiewirtsdiaft 
die Konzentration vor 1945 bereits sehr w eit fort­
geschritten war und man sich in Fragen der Planung 
und der Organisation ausgezeidinet auskannte. S tatt 
diese Erfahrungen zu nutzen, vertrieb man viele Fadi- 
leute aus der DDR und ersetzte sie durdi „politisdi 
zuverlässige" junge Leute, deren Dilettantismus dann 
viele Millionen unnötiger Kosten verursachte.
Die Bewohner eines Landes werden sich allenfalls 
bereitfinden, für die Entwidtlung ihrer Industrie zeit­
weilig und im unvermeidlichen Umfang höhere Preise 
zu zahlen. Sie sind dagegen nirgends bereit, auf die 
Dauer unnötige Entbehrungen auf sich zu nehmen, 
nur weil es eine Parteidoktrin so will.

Der amerikanische Schlag gegen die Schweizer Uhr
Dr. Oswald Zienau, Genf

Die Zustimmung des Präsidenten Eisenhower zur 
Empfehlung der Zolltarifkommission, die Zölle 

fü r in  die USA eingeführte Schweizer Uhren, Uhr­
w erke und  -bestandteile ab sofort — d. h. ab 28. Juli 
1954 a ls  Tag der Verkündung — um 50“/<» zu erhöhen, 
h a t dem durch Jahre geführten „amerikanisdi-schwei- 
zerischen Uhrenkrieg" ein (wenigstens vorläufiges) Ende 
gesetzt. Ausgangspunkt dieses „Uhrenkrieges“ w ar die 
1950 erfolgte Revision des schweizerisch - am erika­
nischen Handelsvertrags von 1936, die die einstigen 
am erikanisdien Zollkonzessionen für die Schweizer 
U hr aufheben und diese vom USA-Markt zurückdrängen 
sollte. Sdion Ende der dreißiger Jah re w aren die 
Uhrenzollkonzessionen dieses Handelsvertrages Ge­
genstand der Angriffe amerikanischer Uhrenfabrikan­
ten  gewesen, und 1946 mußte die schweizerische Uh­
renindustrie in eine 15-monatige Beschränkung ihrer 
A usfuhren in die USA einwilligen, um den am erikani­
schen Uhrenfabrikanten den Übergang von der Kriegs- 
zur Friedensproduktion zu ermöglichen. In den Revisi­
onsverhandlungen über den H andelsvertrag von 1936 
s te llten  die Amerikaner die A lternative: A nerken­
nung einer sogenannten Ausweichklausel oder Kün­
digung des Handelsvertrags, was von den Schweizern 
a ls  A usübung eines unfreundlichen Drucks empfun­
den wurde. Außer der Anerkennung der Ausweidi- 
klausel, die die nationale Produktion (formell beider 
V ertragspartner) durdi gänzliche oder teilweise Auf­
hebung von Handelsvereinbarungen oder -Zugeständ­
nissen schützen soll, beinhaltete der 1950 revidierte 
schweizerisdi-am eiikanisdie Handelsvertrag für die 
Schweizer Uhr einen m ittleren USA-Zollsatz von 
35“/o‘. D arüber hinaus w ar bereits in einer A rt Gentle- 
m an 's A greem ent zwischen den amerikanischen und 
den  Sdiweizer Uhrenfabrikanten festgelegt worden, 
daß d ie Belieferung des USA-Marktes m it billigen 
U hren und Uhrwerken mit mehr als 17 Steinen der 
einheim isdien Produktion zusteht und nach wie vor 
durch einen besonderen Prohibitivzoll gesichert bleibt. 
Es w aren dann langandauernde Absatzschwierigkeiten

der W altham  Watch mit drohendem Konkurs, die 
den Anstoß gaben, daß die führenden amerikanischen 
Uhrenproduzenten — mit W altham  noch die Eigin 
National und die Hamilton W atch —• 1951 die von 
ihnen selber von der damaligen USA-Regierung er­
zwungene Ausweichklausel zur nochmaligen Er­
höhung der Zölle auf Schweizer Uhren anriefen. Die 
amerikanische Zolltarifkommission folgte sdion damals 
den Wünschen der Uhrenfabrikanten, aber Präsident 
Truman lehnte am 14. August 1952 eine weitere Er­
höhung der Uhrenzölle mit der Begründung ab, daß 
die Konsequenzen einer Zolltariferhöhung auf Uhren 
so w eittragend wären, daß ein solcher Entscheid ohne 
klar erwiesene Notwendigkeit nicht getroffen werden 
dürfe.
Dem Entscheid Eisenhowers ging das zweite Gesuch 
der genannten Gruppe amerikanischer Uhrenfabrikan­
ten auf Anwendung der Ausweichklausel im Jahre 
1953 voraus. Im U ntersdiied zur Behandlung des 
ersten Vorstoßes der amerikanischen Uhrenfabrikan­
ten einzig durch die sogenannten Hearings der Zoll­
tarifkommission, lag Präsident Eisenhower dieses 
Mal außer der wiederum die Zollerhöhung befürwor­
tenden Empfehlung der erwähnten Kommission noch ein 
Bericht des Office of Defense Mobilization (ODM) über 
die Bedeutung der amerikanischen Uhrenindustrie für 
die Landesverteidigung vor. Dieser Bericht bezeichnete 
die amerikanische Uhrenindustrie als wesentlich für 
die Landesverteidigung und erklärte, daß das Niveau 
von Produktion und Beschäftigung in der am erika­
nischen Uhrenindustrie ungenügend sei, um die für 
die Landesverteidigung erforderlichen Arbeitskräfte 
zu sichern. W ie der Empfehlung der Zolltarifkom­
mission zahlreiche Hearings vorangingen, so lagen auch 
dem Bericht des ODM Hearings des Unterausschusses 
der Senats-M ilitärkommission zugrunde. Sicher dürf­
ten für den Präsidenten als einstigen M ilitär die 
A spekte der Landesverteidigung durchschlagender ge­
wesen sein als die wirtschaftlichen Argumente der 
Zolltarifkommission.
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Die Schweizer Reaktion gegen diesen Entscheid, daß 
die amerikanische Uhrenproduktion vordringlich aus 
Gründen der Landesverteidigung m it einer SOprozen- 
tigen Zollerhöhung vor der Schweizer Uhr zu schüt­
zen sei, äußerte sich in  Bestürzung und Empörung zu­
gleich. Kaum hatten  offizielle Pressemeldungen die Er­
höhung der Uhrenzölle und ihre sofortige Inkraft­
setzung durch Präsident Eisenhower bekanntge­
macht, als auch schon Kundgebungen der Schweizer 
Bundesregierung, der Schweizerischen Uhrenkammer, 
des Schweizerischen Metall- und Uhrenarbeiterver­
bandes in den Schweizer Uhrenkantonen und -indu- 
strieorten stattfanden, und von der traditionellen 
außenpolitischen, und  sonstigen Zurückhaltung des 
Kleinstaates, der ihrer N eutralität bewußten Eidge­
nossen w ar nichts m ehr zu merken. Schon als der 
Schlag nur drohte, nahm der Schweizer Bundespräsi­
dent (als sagen wir: M inister für Volkswirtschaft) die 
Gelegenheit e iner Interpellation im Bundesparlament 
wahr, um die Gefahren für die Schweizer Uhr in den 
USA deutlich zu machen: „Der Protektionismus ist in 
den Reihen der Republikaner stärker verankert. Die 
Offensive der amerikanischen Uhrenindustriellen und 
protektionistischen Politiker ist breiter angelegt und 
arbeitet mit verstärk ter Polemik. Namentlich sind die 
Landesverteidigung und die Antitrustgesetzgebung als 
Zeugen gegen die Schweizer Uhr aufgem fen worden, 
womit sich psychologische und politische W irkungen 
erzielen lassen. Sie sollen die eigentlichen Gründe: 
die Einschränkung der Uhrenimporte aus reinen Kon­
kurrenz- und Profitüberlegungen, patriotisch decken.“ 
Nach der Bekanntgabe der Erhöhung der Uhrenzölle 
charakterisierte die Schweizer Bundesregierung die 
Entscheidung des USA-Präsidenten als eine Störung 
nicht nur „der bisher sehr befriedigenden w irtsdiaft­
lichen Beziehungen zwischen der Schweiz und den 
Vereinigten S taaten“, sondern aud i als V erletzung des 
Grundsatzes der internationalen Handelsfreiheit. „Die 
W irtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und den 
Vereinigten Staaten laufen Gefahr, in ihren Grund­
lagen erschüttert zu werden, besteht doch die Hälfte 
der schweizerischen Ausfuhr nach den USA in den Er­
zeugnissen der schweizerisdien Uhrenindustrie. Auch 
kann der W iderspruch zwischen der Entscheidung der 
amerikanischen Regierung und dem Grundsatz der 
Handelsfreiheit, wie er ständig von den am erikani­
schen Delegierten auf internationalen W irtschaftskon­
ferenzen verkündet wird, nicht übersehen werden. 
Jede übermäßige Erhöhung der Zollschranken bedeu­
te t offenkundig eine der schwersten Beeinträchtigun­
gen der wirtschaftlichen Freiheit.“
Die Äußerungen führender Kreise der sdiweizerischen 
Uhrenkammer setzen die SOprozentige Zollerhöhung 
mit der W iederaufrichtung der „beinahe prohibitiven" 
Zollposition des einstigen Hawley-Smoot-Tarifes gleich, 
der den damaligen schweizerischen Uhrenexport nach 
den USA binnen weniger Jahre um fast 90 Prozent 
reduziert hatte. „Will man nun (wieder) eine Indu­
strie strafen, weil sie ihre Einfuhr nach den USA 
(erneut) gesteigert hat, während doch nach der von 
Präsident Eisenhower wiederholt bekräftigten Politik 
eine V erstärkung des internationalen Handels er­

strebt wird?" Es w ird festgestellt, daß die schweize­
rische Uhrenausfuhr nach den USA im ersten Halb­
jahr 1954 bereits unter den Vorankündigungen höhe­
rer Zollbelastungen wertmäßig um 24,1"/» und men­
genmäßig um 25,7“/» zurückgegangen sei. Schon diese 
Entwicklung habe die Zahl der Arbeitslosen in der 
schweizerischen Uhrenindustrie ansteigen lassen. Es 
sei zu befürchten, daß die bereits beunruhigende Lage 
in der Schweizer Uhrenindustrie sich nunmehr vollends 
zuspitzen werde. Mit rund 60 000 Beschäftigten und 
2000 Unternehmen stellt die Uhrenindustrie ein Zehntel 
des schweizerischen Industriepotentials dar. Mit die­
sen 60 000 Arbeiter- und Angestelltenfamilien, heißt 
es in der Erklärung des Schweizerischen M etall- und 
Uhrenarbeiterverbandes, habe die gesamte schwei­
zerische Arbeiterschaft gehofft, daß „die Befürworter 
freier Handelsbeziehungen doch den Sieg davontragen 
würden über die sdiutzzöllnerische W elle in  den USA“. 
Der Unterschied, den A m erikaner zwischen Theorie 
und Praxis machten, sei nun offenbar geworden: 
„Künftighin w erden die von jenseits des Atlantik 
kommenden hochfahrenden Erklärungen über die Vor­
züge des freien W ettbewerbs und des freien Güter­
austausches auf berechtigte Zweifel stoßen. Alle Welt' 
weiß nun, daß die V ereinigten S taaten bei den ge­
ringsten wirtschaftlichen Schwierigkeiten drakonische 
Maßnahmen ergreifen können, ohne sich einen Deut 
um die Lage ihrer Partner zu kümmern. W as sie den 
ändern aufs heftigste angekreidet haben, tun sie nun 
selber: sie kehren ins sdiutzzöllnerische Karrenge­
leise zurück."
Unzählige Kommentare erschienen überdies in der 
Schweizer Presse; sie zeigen, daß sich die Schweizer als 
Nation ohne Unterschied der wirtschaftlichen Interes­
sen und des sozialen Standes durch den Entscheid des 
USA-Präsidenten betroffen fühlen. Die „tiefe Ent­
täuschung" und das „schmerzliche Bedauern" gelten 
dabei — das sei ausdrücklich hervorgehoben — in 
diesen allgem einen oder analysierenden Stellung­
nahmen mehr der argen Verletzung der Freiheit des 
internationalen Handels durch eine nach Schweizer 
Auffassung ungerechtfertigte Rückkehr zur Schutzzoll­
politik als der Sache der Zollerhöhung gegen die 
Schweizer Uhr. Die schweizerische Bundesregierung hat 
im Anschluß an  die Presse-Erklärung am  Tage nach der 
V erkündung des Uhrenzoll-Entscheids, in  der Präsident 
Eisenhower feststellt, daß dieser „nicht für alle Zeiten 
gültig" sei und er die Lage noch vor dem Bericht der 
Zolltarifkommission über die Auswirkungen der Uhren­
zölle neu überprüfen könne, die Hoffnung ausgedrückt, 
daß die Maßnahme in der Tat nur zeitlich begrenzt 
sein möge. W ie dem auch sei, und ob die Auswirkun­
gen der neuen USA-Uhrenzölle in der Schweiz scharf 
spürbar werden oder durch handelspolitische Gegen­
züge oder Umstellungen innerhalb des Produktions­
zweiges gemildert werden können: die Vertrauens­
einbuße des „großen demokratischen Bruders“ jenseits 
des A tlantik bei den knapp fünf Millionen Eidgenos­
sen wird für sehr lange Zeit nicht zu überwinden sein! 
Der Faustschlag w ar zu hart, und er erscheint so un­
verdient, daß die Eidgenossen Schmerz und Bitterkeit 
nicht so bald w erden vergessen können.
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